
Köhler-Rama, Tim

Article  —  Published Version

Kosten abwägen! Betriebliche Altersvorsorge

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Köhler-Rama, Tim (2016) : Kosten abwägen! Betriebliche Altersvorsorge,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 96, Iss. 5, pp. 304-305,
https://doi.org/10.1007/s10273-016-1975-3

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/146027

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-016-1975-3%0A
https://hdl.handle.net/10419/146027
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2016 | 5
304

Kurz kommentiert

vermeiden, aber den Vorrang von Rentenansprüchen vor 
Sozialleistungen zu erhalten? Doch, und zwar dann, wenn 
der Vorrang erst im Nachhinein geltend gemacht wird! Man 
würde also die Pfl icht zur vorzeitigen Inanspruchnahme der 
Rente abschaffen und stattdessen bei Erreichen der Re-
gelaltersgrenze prüfen, wie viel Grundsicherungsleistun-
gen seit dem Alter von 63 gezahlt wurden. Wäre die Rente 
sofort in Anspruch genommen worden, läge dieser Betrag 
entsprechend niedriger. Die Summe, die durch vorzeitigen 
Rentenbezug hätte gespart werden können, überweist die 
Rentenversicherung dann an den Bund. Zur Vereinfachung 
könnte man auch mit Pauschalen arbeiten. Finanziell wäre 
die Nachrangigkeit der Grundsicherung gewahrt. Möchte 
man auch die Rentenversicherung fi nanziell neutral stel-
len, könnte ein Abschlag auf die Rente berechnet werden, 
der über eine durchschnittliche Rentenbezugsdauer dem 
Ausgleichsbetrag entspricht. Inwieweit das geschieht und 
welche Ausnahmen gelten sollen, wäre wie bisher eine po-
litische Entscheidung. Niemand müsste schlechter gestellt 
werden als im Status quo. Ganz im Gegenteil: Der Vorschlag 
vermeidet verpfl ichtende vorzeitige Renteneintritte und ist 
dabei fi nanziell neutral – oder sogar vorteilhaft, wenn Be-
troffene wieder eine Beschäftigung aufnehmen und so Ein-
kommen wie auch Rentenansprüche erhöhen. Und natürlich 
könnte jeder, der die Voraussetzungen erfüllt, nach wie vor 
freiwillig mit 63 in Rente gehen.

Enzo Weber

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 

Enzo.Weber@iab.de

Betriebliche Altersvorsorge

Kosten abwägen!

Bundesministerin Nahles hat jüngst das „Sozialpartnermo-
dell Betriebsrente“ vorgelegt. Die Grundidee des Modells 
besteht darin, den Tarifpartnern die konkrete Ausgestaltung 
der betrieblichen Altersvorsorge (BAV) zu übertragen. Die 
zentrale rentenpolitische Verteilungsfrage „Auf wie viel Lohn 
soll für die Altersvorsorge verzichtet werden?“ würde auf 
die Tarifverhandlungen verlagert. Ein kluger Schachzug von 
der Ministerin, der außerdem den Nebeneffekt hat, dass die 
Rentendiskussion nicht immer nur um das sinkende Renten-
niveau und die Misere in der privaten Vorsorge (Riesterrente) 
kreist. Wird das „Sozialpartnermodell“ umgesetzt, bestünde 
der Vorteil für die Arbeitgeber darin, dass sie aus der Haf-
tung für die Betriebsrenten befreit wären. Sie würden den 
Beitrag zur BAV an einen Versorgungsträger abführen und 
hätten danach mit der Betriebsrente für ihre Beschäftigten 
nichts mehr zu tun. Rückstellungen für Betriebsrenten, de-
ren Höhe vor dem Hintergrund der niedrigen Zinsen stark 
angestiegen ist und die Eigenkapitalbasis der Unternehmen 
schwächen, würden aus den Bilanzen verschwinden. Im Er-

Grundsicherung

Rentenvorrang erst im Nachhinein!

Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II werden nur 
gewährt, wenn der Lebensunterhalt nicht anderweitig be-
stritten werden kann. Vorrang gegenüber Grundsicherung 
hat auch die Rente: Wenn ein Leistungsbezieher das Alter 
von 63 Jahren erreicht und bei mindestens 35 Versiche-
rungsjahren Anspruch auf eine Rente für langjährig Versi-
cherte hat, muss er diesen Anspruch geltend machen. Das 
hat zwei gewichtige Nachteile: ein geringeres Rentenni-
veau sowie ein vorzeitiges Ende der Berufstätigkeit. Durch 
die üblichen Rentenabschläge von 0,3% pro Monat erhöht 
sich das Risiko, während des Rentenbezugs auf ergänzen-
de Grundsicherungsleistungen angewiesen zu sein. Wenn 
die Regelaltersgrenze auf 67 Jahre gestiegen ist, beträgt 
die Rentenminderung bei Inanspruchnahme mit 63 Jahren 
14,4% – und das Rentenniveau ist ja ohnehin demografi sch 
unter Druck. Eine Unbilligkeitsverordnung regelt Ausnah-
men von der vorgezogenen Inanspruchnahme der Alters-
rente. Darunter fallen aufstockende Beschäftigte, Personen, 
die eine baldige Erwerbstätigkeit glaubhaft und verbindlich 
nachweisen können sowie jene, die zeitnah eine abschlags-
freie Rente erhalten. Die Koalitionsarbeitsgruppe zur Flexi-
Rente hat eine Ergänzung vorgeschlagen, durch die Grund-
sicherung im Alter infolge von Rentenabschlägen vermieden 
werden soll. Offenbar führen alle Ausnahmen aber zu einer 
Ungleichbehandlung gegenüber jenen, die nicht ausgenom-
men sind und damit zum Renteneintritt verpfl ichtet werden 
– und zu entsprechender Unsicherheit.

Noch schwerer als die Abschlagsproblematik wiegt aus Ar-
beitsmarktsicht, dass mit der verpfl ichtenden Inanspruch-
nahme der Rente die Berufstätigkeit der Betroffenen vorzei-
tig beendet wird. Wer einmal in Rente ist, wird sich kaum 
noch bei der Arbeitsagentur zur Vermittlung melden oder 
eine sozialversicherungspfl ichtige Stelle antreten – höchs-
tens einen Minijob. Dies lässt sich an Hand der Integrierten 
Erwerbsbiographien des IAB zeigen: Von allen Langzeitar-
beitslosen, die von 2008 bis 2012 mit 63 oder 64 Jahren aus 
dem Arbeitsmarkt ausschieden (möglicherweise in Rente), 
kehrten weniger als hundert pro Jahr bis zur Regelalters-
grenze noch einmal in eine sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung zurück. Dem Arbeitsmarkt werden also Ar-
beitskräfte entzogen. Auch im Hinblick auf den demografi -
schen Wandel ist das zu vermeiden.

Sicherlich sind die Arbeitsmarktchancen von 63-jährigen 
Grundsicherungsbeziehern relativ niedrig. Aber mit der 
schrittweisen Anhebung der Regelaltersgrenze verlängert 
sich der Zeitraum, in dem sie vor dem Rentenalter noch 
erwerbstätig sein könnten, auf immerhin vier Jahre. Wä-
re es also nicht möglich, den vorzeitigen Renteneintritt zu 
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Helikoptergeld

Reputation entscheidend

Die Diskussion über Helikoptergeld zeigt, dass unser be-
stehendes Geldsystem schwer angeschlagen ist. Mögli-
cherweise wird es nicht überleben. Helikoptergeld könnte 
seinen Niedergang beschleunigen. Es könnte aber auch 
den Systemwechsel zu einem Geld einleiten, das sich al-
lein auf Reputation stützt.

Im Kreditgeldsystem entsteht Geld durch die Vergabe von 
Krediten. Giralgeld wird durch private Banken geschaffen, 
indem diese den Kreditnehmern die geliehene Summe auf 
dem Girokonto gutschreiben. Auch Zentralbankgeld ent-
steht durch Kreditvergabe, indem die Zentralbank priva-
ten Banken Zentralbankgeld gegen Sicherheiten leiht. Im 
Kreditgeldsystem ist Geld also immer durch Forderungen 
gedeckt. Ohne Kreditwachstum gibt es in diesem Sys-
tem kein Wachstum der Geldmenge, keine Infl ation und 
meist auch kein Wirtschaftswachstum. Die Banken sind 
aber gegenwärtig zu schwach, um neue Kredite in grö-
ßerem Umfang zu vergeben. Und die Staaten, Haushalte 
und Unternehmen sind zu hoch verschuldet, um viel neue 
Schulden aufzunehmen. Da helfen auch keine Null- und 
Negativzinsen. Mit ihrer Geldpolitik erzeugen die Zentral-
banken daher statt Konsumentenpreisinfl ation nur neue 
Blasen an den Finanzmärkten.

Helikoptergeld wird nicht gegen Forderungen, sondern 
als eigenständiger Wert erzeugt. Natürlich wird eine Zen-
tralbank nicht frisch gedruckte Geldscheine aus einem 
Helikopter werfen wollen. Sie kann aber den Banken aus 
dem Nichts geschaffenes Zentralbankgeld mit der Maß-
gabe zuweisen, dass diese dagegen Giralgeld schaffen 
und es allen Bürgen zu gleichen Teilen auf dem Girokonto 
gutschreiben. Buchungstechnisch taucht auf diese Weise 
geschaffenes Helikoptergeld als negative Eigenkapitalpo-
sition auf der Aktivseite der Bilanz der Zentralbank auf. 
Man könnte es Reputationsgeld nennen, weil sein Wert 
ganz allein davon abhängt, ob die Nutzer erwarten, dass 
sie dieses Geld gegen andere Dinge tauschen können. 
Auch Gold ist Reputationsgeld. Sein praktischer Nutzen 
ist begrenzt. Dennoch will man es haben, weil man erwar-
tet, dass es sich leicht gegen andere Dinge eintauschen 
lässt. Würde die EZB den Bürgern im Euroraum Helikop-
tergeld direkt zuweisen, dann wäre dies eine geldpoliti-
sche Maßnahme und damit nach ihren Statuten erlaubt.

Vertrauen in Reputationsgeld entsteht nur, wenn die Nut-
zer von seinen Funktionen als Mittel zum Tausch und zur 
Wertaufbewahrung überzeugt sind. Der Emittent darf 
nicht die Verschlechterung der Geldfunktionen zum Ziel 
erheben. Das wäre, als wollte er Autos verkaufen, die so 

gebnis wären die Arbeitgeber nicht nur von den Haftungs-
risiken befreit, sondern hätten auch vollkommene Kosten-
sicherheit im Hinblick auf die Betriebsrenten ihrer Beschäf-
tigten. Künftig würde der von den Tarifpartnern gemeinsam 
verwaltete Versorgungsträger die Haftung für die Betriebs-
rente übernehmen, allerdings nur in Höhe der eingezahlten 
Beiträge. Um diese Haftung übernehmen zu können, muss 
der Versorgungsträger sich seinerseits gegen das Insol-
venzrisiko versichern. Für die Beschäftigten bedeutet der 
Vorschlag im Ergebnis den Ausstieg aus der alten Welt der 
„Leistungszusage“, in der noch eine bestimmte Höhe einer 
Betriebsrente garantiert worden war. Künftig gäbe es nur 
noch die „Beitragszusage“, d.h. nur die eingezahlten Bei-
träge wären garantiert. Die tatsächliche Höhe der künftigen 
Betriebsrente hinge einzig und alleine von der künftigen Ka-
pitalmarktentwicklung ab. Hier gilt ein einfaches Gesetz: Je 
mehr Garantien zugesagt werden, desto höher die Kosten 
und desto geringer die Rendite. Dieses Grundprinzip gilt für 
jedes kapitalgedeckte Altersvorsorgesystem.

Gegenüber der rein privaten Altersvorsorge betrifft die be-
triebliche Altersvorsorge größere Versichertenkollektive. 
Das macht den Risikoausgleich für die Versicherten kos-
tengünstiger. Es bleibt aber das Problem der zu geringen 
Verbreitung der BAV: Zur Lösung hatte ein Rechtsgutach-
ten das sogenannte „Opting-Out-Verfahren“ vorgeschla-
gen. Außerdem wird in dem Gutachten für einen gesetzlich 
garantierten Arbeitgeberzuschuss zur BAV plädiert, da der 
Arbeitgeber bei der Entgeltumwandlung Sozialversiche-
rungsbeiträge spart. Zusätzlich sollen die Beschäftigten wie 
bei der Riester-Förderung eine staatliche Zulage erhalten. 
Schließlich plädiert das Gutachten noch für die Einführung 
von Freibeträgen bei der Grundsicherung für Betriebsren-
ten. Die Reformdiskussion zur BAV befi ndet sich allerdings 
noch ganz am Anfang. Wenn am Ende der Staat mehr Geld 
in die betriebliche Altersvorsorge stecken muss und die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber sich gleichermaßen an der 
Finanzierung beteiligen sollen, stellt sich allerdings auch 
grundsätzlich die Frage nach der Vorteilhaftigkeit der BAV 
gegenüber dem System der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung. In Zeiten anhaltend niedriger Zinsen und steigender 
Löhne hat die Gesetzliche Rentenversicherung in den letz-
ten Jahren (wieder) stark an Attraktivität gewonnen. Der Vor-
schlag der Bundesregierung zur Weiterentwicklung der BAV 
ist originell und wenn er umgesetzt wird, könnten die BAV 
und die kapitalgedeckte Altersvorsorge insgesamt daraus 
gestärkt hervorgehen. Je mehr allerdings der Ausbau der 
BAV den Beschäftigten und den Steuerzahler kostet, desto 
eher wird auch künftig das wichtigste Alternativszenario dis-
kutiert werden: Die Wiederanhebung des Rentenniveaus in 
der Gesetzlichen Rentenversicherung.

Tim Köhler-Rama

Hochschule des Bundes in Berlin

Dr.Tim.Koehler-Rama@drv-bund.de
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Korruption im Gesundheitswesen grundsätzlich geeignet, 
das Vertrauen der Patienten in die ärztliche Integrität zu 
unterminieren, die gewährleisten soll, dass Behandlungs- 
und Verordnungsentscheidungen ausschließlich am Pa-
tientenwohl ausgerichtet sind. Zugleich waren aber auch 
die Beitragszahler der gesetzlichen Krankenversicherung 
durch potenzielle Verstöße gegen das Wirtschaftlichkeits-
gebot betroffen, wonach Leistungen ausreichend, zweck-
mäßig und wirtschaftlich sein müssen und das Maß des 
Notwendigen nicht überschreiten dürfen.

Wie die Vergangenheit gezeigt hat, sind Verbraucherinte-
ressen bei berufsbezogenen Selbstverwaltungskörper-
schaften generell nicht sonderlich gut aufgehoben. Das 
liegt grundsätzlich in deren Natur, zu der ein ausgepräg-
tes Interesse an Ermittlungen gegen schwarze Schafe 
innerhalb des eigenen Berufsstands in der Regel nicht 
zu passen scheint, sofern überhaupt ausreichende Er-
mittlungsbefugnisse vorhanden sind. Dieses Defi zit ist 
nunmehr behoben, zumal es sich bei dem im Strafgesetz-
buch neu geschaffenen Tatbestand der Korruption im Ge-
sundheitswesen um ein Offi zialdelikt handelt. Das heißt, 
dass die Staatsanwaltschaft von Amts wegen verpfl ichtet 
ist, Ermittlungen aufzunehmen, wenn entsprechende Ver-
dachtsmomente vorliegen, und nicht nur auf Antrag eines 
begrenzten Kreises potenzieller Antragsteller. Allerdings 
hat sich der Gesetzgeber nicht dazu durchringen können, 
die fl ächendeckende Bildung von Schwerpunktstaatsan-
waltschaften nach dem Vorbild von Bayern, Hessen und 
Thüringen zu befürworten, wie es angesichts des hoch-
komplexen wie dynamischen Sozialversicherungsrechts 
nicht nur zweckmäßig, sondern geradezu geboten er-
scheint.

Dies verweist darauf, dass es sich bei dem Gesetz am 
Ende um einen Kompromiss handelt, um den bis zuletzt 
kräftig gerungen wurde. Dass es nicht ein reines Ärzte-
strafrecht darstellt, sondern alle Heilberufe einbezogen 
wurden, ist aus Verbrauchersicht grundsätzlich positiv. 
Problematisch sind dagegen weitreichende Ausnahmen 
für Apotheker, die sonst keine Gelegenheit versäumen, 
auf ihre Stellung als Heilberufl er zu verweisen. Speziell bei 
der Abgabe von Arzneimitteln gibt es einen großen Ent-
scheidungsspielraum, innerhalb dessen es zu maßgebli-
chen Marktbeeinfl ussungen kommen kann. Es ist deshalb 
unverständlich, dass dieser potenziell korruptionsträchti-
ge Tatbestand im letzten Moment aus dem Gesetz gestri-
chen wurde. Somit ist mit dem Gesetz zwar ein wichtiger 
erster Schritt im Verbraucherinteresse erfolgt, aber schon 
jetzt Nachbesserungsbedarf erkennbar.

Klaus Jacobs

Wissenschaftliches Institut der AOK (WIdO)

klaus.jacobs@wido.bv.aok.de

konstruiert sind, dass sie durchrosten. Dafür würde er 
keine Käufer fi nden. Deshalb hinge die Wertschätzung 
von Helikoptergeld durch die Nutzer davon ab, ob seine 
Einführung als Systemwechsel begriffen würde. Würde 
der „Abwurf“ dagegen nur als eine weitere Maßnahme zur 
Erhöhung der Infl ation verstanden, dann könnte das Ver-
trauen in die Stabilität des Geldes schnell kippen. 

Reputationsgeld muss so knapp gehalten werden, dass 
man Anstrengungen zu seinem Erwerb unternimmt. Dies 
wird nur tun, wer daran glaubt, dass ihm Geld als Mittel 
zum Tausch und zur Wertaufbewahrung nützt. Damit Geld 
knapp bleibt, darf die Geldmenge nicht beliebig, sondern 
nur nach festgelegten Regeln erhöht werden. Dabei könn-
te der Geldmengenzuwachs an alle Geldnutzer gleich 
verteilt werden. Helikoptergeld hätte so eine neutrale Ver-
teilungswirkung, während im Kreditgeldsystem nur dieje-
nigen begünstigt werden, die sich verschulden können.  
Reputation wird am besten unter Wettbewerbsbedin-
gungen erworben. Reputationsgeld sollte daher nicht im 
staatlichen Monopol, sondern im Wettbewerb verschie-
dener Anbieter geschaffen werden. Dadurch könnte es 
seine Funktionen als Mittel zum Tausch und zur Wertauf-
bewahrung optimal erfüllen und wäre nicht der Willkür der 
Politik unterworfen.

Thomas Mayer

Flossbach von Storch Research Institute

Thomas.Mayer@fvsag.com

Korruption im Gesundheitswesen

Nachbesserungsbedarf erkennbar

Vor vier Jahren hatte ein Urteil des Bundesgerichtshofs 
eine Strafbarkeitslücke im Bereich der Gesundheitsver-
sorgung offenbart. Niedergelassene Vertragsärzte konn-
ten von Pharmaunternehmen Geld dafür annehmen, dass 
sie ihren Patienten Arzneimittel dieser Unternehmen ver-
ordneten, ohne dass sich die Ärzte wegen Bestechlich-
keit oder die Arzneimittelhersteller wegen Bestechung 
strafbar machten. Wenn der Gesetzgeber Korruption im 
Gesundheitswesen für strafwürdig hielte, urteilte damals 
der Bundesgerichtshof, müsse er für entsprechende 
Straftatbestände sorgen, die eine effektive strafrecht-
liche Ahndung ermöglichten. Das ist nunmehr gesche-
hen, denn der Bundestag hat im April 2016 das „Gesetz 
zur Bekämpfung von Korruption im Gesundheitswesen“ 
verabschiedet. Aus Verbrauchersicht kann kein Zweifel 
daran bestehen, dass dieser Schritt als überfällig zu be-
grüßen ist, und zwar sowohl aus der Patienten- als auch 
aus der Versichertenperspektive. So war die bislang be-
stehende Lücke zur strafrechtlichen Bekämpfung von 


